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HERZLICHEN GLÜCKWUNSCH!


Herzlichen Glückwunsch!


Die Betriebsratswahlen sind vorbei und Sie haben ein Mandat Ihrer Kolleg*innen erhalten, deren Interessen zu vertreten.


Nun gilt es, dass in Sie gesetzte Vertrauen in der täglichen Betriebsratsarbeit umzusetzen. Als Mitglied des Betriebsrats müssen Sie nun in viele betriebliche Entscheidungen mit einbezogen werden.


SIE können die Arbeitsbedingungen wie Arbeitszeit, Urlaubsgrundsätze oder Entgeltfragen entscheidend mitgestalten. SIE können selbst aktiv werden und bestimmen bei personellen Maßnahmen von der Einstellung über die Versetzung bis hin zur Kündigung mit. Ihr Arbeitgeber kann keine personellen Entscheidungen mehr „am Betriebsrat vorbei“ treffen. Darüber hinaus muss Sie Ihr Arbeitgeber über alle finanziellen Hintergründe im Betrieb anhand von Unterlagen informieren. Das wird sicher spannend.


Allerdings - das will ich aus meiner jahrzehntelangen Erfahrung nicht verschweigen, ist dieses interessante Ehrenamt auch mit einigem Aufwand verbunden. Dazu gehören eigenes Engagement, Mut und der Besuch von Betriebsräteschulungen, in denen Sie auf Ihre kommenden Aufgaben vorbereitet werden und die Rechte und Pflichten eines Betriebsrats kennenlernen. Wenn ein Betriebsrat zum ersten Mal in einem Betrieb gewählt wurde, kommen viele Aufgaben auf die Gewählten zu, da alle Arbeitsbedingungen neu ausgehandelt und schriftlich vereinbart werden müssen. Dies sieht das Betriebsverfassungsgesetz ausdrücklich vor.


Clevere Betriebsräte sollen nicht nur reagieren, sondern agieren. Taktik und Strategien für Betriebsräte – wie komme ich zum Ziel? Das muss erlernt werden.


Ich wünsche Ihnen für diese verantwortungsvolle Tätigkeit stets eine glückliche Hand und den Mut zu Entscheidungen, zum Wohle Ihrer Kolleginnen und Kollegen.


Gut des es Euch gibt!


Dieses Handbuch wird Ihnen helfen, einen Überblick über die Möglichkeiten einer guten Betriebsratsarbeit zu bekommen. Ärmel hoch – jetzt geht's los!
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P.S.: Gendern ok – aber so hundertprozentig ist dieses Buch nicht gegendert. Nur ein bisschen. Sozusagen teilgegendert. Sorry.





01 – NACH DER WAHL




Betriebsverfassungsgesetz


§ 29 Einberufung der Sitzungen


(1) Vor Ablauf einer Woche nach dem Wahltag hat der Wahlvorstand die Mitglieder des Betriebsrats zu der nach § 26 Abs. 1 vorgeschriebenen Wahl einzuberufen. Der Vorsitzende des Wahlvorstands leitet die Sitzung, bis der Betriebsrat aus seiner Mitte einen Wahlleiter bestellt hat.


(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende des Betriebsrats ein. Er setzt die Tagesordnung fest und leitet die Verhandlung. Der Vorsitzende hat die Mitglieder des Betriebsrats zu den Sitzungen rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Dies gilt auch für die Schwerbehindertenvertretung sowie für die Jugend- und Auszubildendenvertreter, soweit sie ein Recht auf Teilnahme an der Betriebsratssitzung haben. Kann ein Mitglied des Betriebsrats oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung an der Sitzung nicht teilnehmen, so soll es dies unter Angabe der Gründe unverzüglich dem Vorsitzenden mitteilen. Der Vorsitzende hat für ein verhindertes Betriebsratsmitglied oder für einen verhinderten Jugend- und Auszubildendenvertreter das Ersatzmitglied zu laden.


(3) Der Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und den Gegenstand, dessen Beratung beantragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies ein Viertel der Mitglieder des Betriebsrats oder der Arbeitgeber beantragt.


(4) Der Arbeitgeber nimmt an den Sitzungen, die auf sein Verlangen anberaumt sind, und an den Sitzungen, zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, teil. Er kann einen Vertreter der Vereinigung der Arbeitgeber, der er angehört, hinzuziehen.





Direkt nach der Wahl geht es los. Der Vorsitzende des Wahlvorstand lädt die gewählten Betriebsräte innerhalb einer Woche nach dem Wahltag zur so genannten „konstituierenden Sitzung“ ein. Das passiert mit einem Einladungsschreiben nebst einer Tagesordnung an die gewählten Betriebsratsmitglieder. Die restlichen Mitglieder des Wahlvorstandes, (die nicht in den Betriebsrat gewählt wurden), haben auf dieser Sitzung kein Teilnahmerecht. Ab diesem Tag sind die Wahlvorstandsmitglieder und die Ersatzmitglieder für sechs Monate unkündbar. Zusätzlich lädt der Wahlvorstand den Vorsitzenden der Jugendvertretung und der Vertretung der Schwerbehinderten ein, denn beide haben ein Teilnahmerecht an der Sitzung. Diese erste Betriebsratssitzung ist sehr wichtig: In ihr werden der Betriebsratsvorsitzende und dessen Abwesenheitsvertreter gewählt.


Der Vorsitzende des Wahlvorstandes eröffnet die erste Betriebsratssitzung. Als erstes veranlasst er, dass ein so genannter Wahlleiter aus Kreisen des Betriebsrats gewählt wird. Dies kann per Handzeichen geschehen. Beantragt ein Betriebsratsmitglied die Durchführung einer geheimen Wahl, muss mit Stimmzetteln geheim gewählt werden, und zwar ohne Abstimmung darüber.


Sobald der Wahlleiter gewählt ist, endet das offizielle Amt des Wahlvorstandsvorsitzenden und damit auch dessen Teilnahmerecht: Er muss die Sitzung verlassen.


Etwas anderes ist es natürlich, wenn der Vorsitzende des Wahlvorstandes selbst für den Betriebsrat kandidiert hat und gewählt wurde. Dann bleibt er in der Sitzung, allerdings dann nicht mehr als Wahlvorstand, sondern als ordentlicher Betriebsrat.


Die Wahl der/des Betriebsratsvorsitzende/n und seiner Stellvertreter*innen




Betriebsverfassungsgesetz


§ 26 Vorsitzender


(1) Der Betriebsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.


(2) Der Vorsitzende des Betriebsrats oder im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter vertritt den Betriebsrat im Rahmen der von ihm gefassten Beschlüsse. Zur Entgegennahme von Erklärungen, die dem Betriebsrat gegenüber abzugeben sind, ist der Vorsitzende des Betriebsrats oder im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt.





Jetzt muss das Führungsgremium bestimmt werden. Die Wahl eines Vorsitzenden und dessen Abwesenheitsvertreter ist Pflicht. Findet sich kein Betriebsratsvorsitzender, so ist der Betriebsrat „nicht funktionsfähig“ und kann nicht arbeiten und der Arbeitgeber kann weiter allein nach „Direktionsrecht“ (also komplett ohne Betriebsrat) entscheiden. So eine peinliche Situation kommt aber in der Praxis so gut wie nie vor.


Genaue Wahlvorschriften für die Wahl des Vorsitzenden gibt es im Gesetz nicht. Wahlberechtigt sind alle Betriebsratsmitglieder. Gewählt ist als Betriebsratsvorsitzender, wer die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Gibt es zwei Kandidat*innen, die gleich viele Stimmen haben, muss ein zweiter Wahlgang durchgeführt werden. Gibt es dann immer noch eine Stimmengleichheit, muss das Los entscheiden. Der Betriebsratsvorsitzende und seine Stellvertreter müssen in getrennten Wahlgängen gewählt werden.


Achtung!


Das Amt des Betriebsratsvorsitzenden ist kein Amt auf Dauer. Mit einer einfachen Mehrheit können der Betriebsratsvorsitzende und seine Steilvertreter jederzeit wieder abgewählt werden. Für eine solche Abwahl braucht der Betriebsrat keinen Grund.


Gibt es Betriebsräte, die vollkommen von der Arbeit freigestellt sind (in Betrieben ab 200 Arbeitnehmern), so fällt diese Freistellung nicht automatisch auf den Betriebsratsvorsitzenden. Freistellen könnte sich auch ein anderes Betriebsratsmitglied lassen.


Welche Aufgaben hat der Betriebsratsvorsitzende oder was unterscheidet den Betriebsratsvorsitzenden von den anderen, „normalen“ Betriebsratsmitgliedern? Ist er der „Chef“ vom Betriebsrat, der alles bestimmen kann? Nein!


Der Betriebsrat arbeitet grundsätzlich als Gremium, das nur gemeinsam in einer (ordentlichen) Sitzung entscheidet. Der Vorsitzende ist der erste Ansprechpartner (Briefkasten) des Betriebsrats. Ihm sind im Betriebsverfassungsgesetz bestimmte Aufgaben zugewiesen:


Aufgaben des Betriebsratsvorsitzenden




	Einladung zu den Sitzungen


	Erstellung einer Tagesordnung für die Betriebsratssitzung


	Leitung der Sitzungen des Betriebsrats


	Leitung der Betriebsversammlungen


	Unterzeichnung von Betriebsvereinbarungen, Sitzungsprotokollen und Betriebsvereinbarungen


	Vertretung des Betriebsrats vor Gericht


	Entgegennahme von Anträgen des Arbeitgebers





Der Betriebsratsvorsitzende als „Briefkasten“


Allein der Betriebsratsvorsitzende (bei Verhinderung seine Stellvertreter) ist berechtigt, Erklärungen für den Betriebsrat entgegenzunehmen und an sein Gremium weiterzuleiten. Wenn zum Beispiel der Arbeitgeber beim Betriebsrat eine Kündigung oder Versetzung beantragt oder Überstunden anweisen will, dann muss er seine Anträge an den Vorsitzenden stellen. Nur dieser ist für den Betriebsrat empfangsberechtigt. Ist der Vorsitzende verhindert, treten seine Stellvertreter an seine Stelle.


Tipp!


Deshalb ist empfehlenswert, mehrere Stellvertreter zu wählen und diese dem Arbeitgeber mitzuteilen. So kann es nicht vorkommen, dass der Vorsitzende und sein Stellvertreter nicht im Haus sind und der Arbeitgeber keinen Ansprechpartner mehr hat.


Der stellvertretende Betriebsratsvorsitzende ist kein zweiter Vorsitzender. Er vertritt lediglich den Vorsitzenden bei dessen Abwesenheit, also bei Urlaub, Dienstreisen, Arbeitsunfähigkeit oder Fortbildungen. Also: „Ich habe jetzt keinen Bock, mach Du das mal für mich“ – geht nicht!


Der/die Schriftführer/in


Ein weiteres Amt, das in jedem Betriebsrat zu besetzen ist, ist die Position des Schriftführers. Über jede Sitzung ist ein Protokoll zu erstellen, in dem mindestens Folgendes niedergeschrieben ist:




	Ort, Datum und Uhrzeit der Sitzung –


	die Feststellung der Beschlussfähigkeit des Betriebsrats


	die Tagesordnungspunkte, die in der Sitzung behandelt wurden


	Anträge und die Abstimmungsergebnisse im Wortlaut


	der Termin der nächsten Sitzung


	die Anwesenheitsliste (die von jedem Betriebsrat persönlich unterzeichnet werden muss).





Der Schriftführer muss ebenfalls in der ersten Betriebsratssitzung gewählt werden. Verständlicherweise wird um dieses Amt meist wenig gestritten. (Anmerkung: Früher wurde für dieses Amt regelmäßig eine Frau bestimmt, meistens die einzige weibliche Betriebsrätin. Das hat sich heute aber grundsätzlich geändert. Heute gibt es mindestens genauso viele männlich wie weibliche Schriftführer.)


Die Veröffentlichung der Wahlergebnisse


Spätestens nach der konstituierenden Sitzung, also nach der Wahl des Betriebsratsvorsitzenden und seiner Stellvertreter ist der Zeitpunkt gekommen, an dem die Belegschaft über den Ausgang der Wahl informiert werden muss. Empfehlenswert ist ein Aushang mit der Überschrift „Wir sind Euer Betriebsrat“, auf dem die gewählten Mitglieder vorgestellt werden.


Tipp!


Schöner ist das Ganze, wenn Fotos der Betriebsratsmitglieder beigefügt werden. Ein solches Plakat kann in der Hausdruckerei erstellt oder auch bei einer externen Druckerei in Auftrag gegeben werden. Die Kosten dafür muss der Arbeitgeber tragen. Dieser Aushang kann während der gesamten Amtszeit am „Schwarzen Brett“ hängen bleiben und auch im Intranet veröffentlicht werden.


Nicht vergessen: Kolleg*innen die vorübergehend nicht im Betrieb anwesend sind (Kindererziehung, Wehrdienst, Montage etc.) in den Verteiler mit einzubeziehen. Die gehören dazu!


Achtung!


Vorsicht, wenn Kosten aus der Betriebsratsarbeit anfallen. Hier müssen Spielregeln beachtet werden. Das funktioniert wie folgt:


Der Betriebsrat muss hierüber zunächst einen entsprechenden (Kostentragungs-)Beschluss fassen (Muster ist im Anhang). Anschließend muss er dem Arbeitgeber mitteilen, dass ein kostenpflichtiger Auftrag vergeben werden soll oder, dass für die Anschaffung von Arbeitsmaterial Kosten anfallen werden und wie hoch (voraussichtlich) die Kosten sein werden. Dies gilt auch, wenn ein Rechtsanwalt beauftragt werden soll, den Betriebsrat zu beraten oder zu vertreten.


Erst wenn der Arbeitgeber den Antrag genehmigt hat, darf der Auftrag an einen Dienstleister gegeben oder eine Anschaffung getätigt werden.


Der Arbeitgeber hat keine Möglichkeit, solche Anträge anzulehnen. Das regelt das Gesetz.




Betriebsverfassungsgesetz


§ 40 Kosten und Sachaufwand des Betriebsrats


(1) Die durch die Tätigkeit des Betriebsrats entstehenden Kosten trägt der Arbeitgeber.


(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Geschäftsführung hat der Arbeitgeber in erforderlichem Umfang Räume, sachliche Mittel, Informations- und Kommunikationstechnik sowie Büropersonal zur Verfügung zu stellen.





Demnach hat der Arbeitgeber die Sachkosten des Betriebsrats zu bezahlen – und zwar ohne Budget. Es ist auch nicht erlaubt, die Kosten zu veröffentlichen, die der Betriebsrat verursacht hat. Das wäre eine Behinderung der Betriebsratsarbeit und unter Umständen sogar strafbar.


Was können solche Kosten sein?




	Kosten für die Beratung durch Sachverständige für den Betriebsrat


	Reisekosten (für die Fahrt zu Sitzungen oder zu Schulungen etc.)


	
Kosten für Betriebsräteschulungen


	Büropersonal für den Betriebsrat


	Kosten für das Büro der Betriebsräte


	Kosten für das Sitzungszimmer des Betriebsrats


	Druckkosten für Infomaterial des Betriebsrats (Flugblätter, Aushänge)


	Schwarze Bretter für den Betriebsrat


	Einführung eines Intranet für den Betriebsrat


	Fachliteratur für den Betriebsrat


	Handys und Computer mit Zubehör


	Internetzugang für die Betriebsräte


	usw. usw.





Können sich Betriebsrat und Arbeitgeber nicht über die Kosten einigen (das kommt oft bei Büropersonal für den Betriebsrat vor) entscheidet das Arbeitsgericht in einem sogenannten Beschlussverfahren.




Betriebsverfassungsgesetz


§ 27 Betriebsausschuss


(1) Hat ein Betriebsrat neun oder mehr Mitglieder, so bildet er einen Betriebsausschuss. Der Betriebsausschuss besteht aus dem Vorsitzenden des Betriebsrats, dessen Stellvertreter und bei Betriebsräten mit





	9 bis 15 Mitgliedern

	aus drei weiteren Mitgliedern





	17 bis 23 Mitgliedern

	aus fünf weiteren Mitgliedern





	25 bis 35 Mitgliedern

	aus sieben weiteren Mitgliedern





	37 und mehr Mitglieder

	aus neun weiteren Mitglieder







Die weiteren Ausschussmitglieder werden vom Betriebsrat aus seiner Mitte in geheimer Wahl und nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Wird nur ein Wahlvorschlag gemacht, so erfolgt die Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl. Sind die weiteren Ausschussmitglieder nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt, so erfolgt die Abberufung durch Beschluss des Betriebsrats, der in geheimer Abstimmung gefasst wird und einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen der Mitglieder des Betriebsrats bedarf.


(2) Der Betriebsausschuss führt die laufenden Geschäfte des Betriebsrats. Der Betriebsrat kann dem Betriebsausschuss mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder Aufgaben zur selbständigen Erledigung übertragen; dies gilt nicht für den Abschluss von Betriebsvereinbarungen. Die Übertragung bedarf der Schriftform. Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für den Widerruf der Übertragung von Aufgaben.


(3) Betriebsräte mit weniger als neun Mitgliedern können die laufenden Geschäfte auf den Vorsitzenden des Betriebsrats oder andere Betriebsratsmitglieder übertragen.





Der Betriebsausschuss


Hat ein Betriebsrat neun oder mehr Mitglieder, muss er einen Betriebsausschuss ins Leben rufen. Es handelt sich um einen Pflichtausschuss. Versäumt es der Betriebsrat, diesen Ausschuss zu benennen, ist dies ein Pflichtverstoß, der bis zur arbeitsgerichtlichen Auflösung des Betriebsrats führen kann. Der Zeitpunkt für die Benennung ist im Gesetz nicht genau genannt. Üblich ist jedoch, diesen Ausschuss nach der Wahl des Vorsitzenden und dessen Stellvertreter zu berufen.


Die Berufung des Betriebsausschusses


Der Betriebsratsvorsitzenden und der erste Stellvertreter gehören dem Betriebsausschuss automatisch an, d.h. die müssen nicht gewählt werden. Für die weiteren Ausschussmitglieder gibt es im Gesetz strenge Regeln. Die Wahl findet grundsätzlich als geheime Wahl statt. Das heißt, es müssen Stimmzettel vorbereitet werden. Wurde der Betriebsrat in Persönlichkeitswahl (Mehrheitswahl) gewählt, muss der Betriebsrat entscheiden, wie er die weiteren Ausschussmitglieder wählen will. Entweder wird für jeden Beisitzer ein eigener Wahlgang durchgeführt, oder es wird ein gemeinsamer Stimmzettel erstellt, auf dem jedes Betriebsratsmitglied so viele Stimmen vergeben darf, wie Ausschussmitglieder zu wählen sind. Eine weitere Voraussetzung für die Wahl ist, dass a) mindestens die Hälfte aller Betriebsratsmitglieder an der Wahl teilnehmen und b), dass nur ordentliche Mitglieder des Betriebsrats gewählt werden können.


Wurde der Betriebsrat durch eine Listenwahl (Verhältniswahl) gewählt, so findet die Wahl der weiteren Betriebsausschussmitglieder ebenfalls in Verhältniswahl statt. Hierzu müssen die vorhandenen Wahllisten verwendet werden und jedes Betriebsratsmitglied hat die Möglichkeit, eine Stimme zu vergeben, d.h. eine Wahlvorschlagsliste anzukreuzen. Aus den so vergebenen


Stimmen werden dann Höchstzahlen errechnet (System d'Hondt) und nach diesen Höchstzahlen die nötige Anzahl von Ausschussmitgliedern errechnet.


Ersatzmitglieder für den Betriebsausschuss


Das Gesetz kennt keine zwingende Regelung, Ersatzmitglieder zu wählen. Um jedoch die Arbeit zu erleichtern, spricht nichts gegen die Wahl von Ersatzleuten. Allerdings ist auch diese Wahl als geheime Wahl durchzuführen und die o.g. Grundsätze zu berücksichtigen.


Ein gewähltes Betriebsausschussmitglied kann jederzeit von diesem Amt zurücktreten. Der Betriebsratsvorsitzende und der Stellvertreter können das nicht. Der Betriebsrat kann Betriebsausschussmitglieder jederzeit mit einer qualifizierten Mehrheit (= ¾ der Stimmen des gesamten Gremiums) in geheimer Abstimmung abberufen.


Die Aufgaben des Betriebsausschusses


Der Betriebsausschuss unterstützt die Führung des Betriebsrats bei dessen Arbeit. Für die Sitzungen des Ausschusses gelten dieselben Regeln, wie für den Betriebsrat. So führt er seine Sitzungen während der Arbeitszeit durch, darf den Arbeitgeber oder


Gewerkschaftsvertreter einladen und der Vertreter der Schwerbehinderten und der Jugend- und Auszubildendenvertretung haben ein Teilnahmerecht. Typische Aufgaben eines solchen Ausschusses sind:




	Vorbereitung von Sitzungen des Betriebsrats


	Erstellung der Tagesordnung


	Organisation von Betriebsversammlungen


	Entwerfen von Betriebsvereinbarungen


	Gespräche mit Gewerkschaften


	Einholung von Rechtsauskünften


	Recherche bei Beschwerdeverfahren





und vieles mehr.


Die Übertragung von Aufgaben zur „selbstständigen Erledigung“


Der Betriebsrat kann mit einer ¾ Mehrheit beschließen, dass bestimmte Aufgaben auf den Betriebsausschuss übertragen werden. Das bedeutet, dass der Ausschuss STATT des Betriebsrats entscheidungsbefugt wird. So kann der Betriebsausschuss durch den Betriebsrat bevollmächtigt werden, mit dem Arbeitgeber über eine Betriebsvereinbarung zu verhandeln (z.B. zur Betriebsordnung oder zur Arbeitszeit uvm.).


Der endgültige und verbindliche Abschluss der Betriebsvereinbarung liegt jedoch immer beim Betriebsratsgremium.


Es könnte dem Betriebsausschuss die Mitbestimmung bei Überstunden übertragen werden. Das bedeutet, dass der Ausschuss autonom vom Arbeitgeber angehört wird und verbindlich entscheidet, ob Überstunden angeordnet werden dürfen oder nicht. Es ist auch denkbar, dass der Betriebsausschuss die gesamte Organisation für eine Betriebsversammlung vornimmt oder als Redaktionsteam eine Betriebsratszeitung oder ein Intranet betreibt.


Achtung!


Eine solche Übertragung von Aufgaben sollte sich jedes Betriebsratsmitglied gut überlegen, weil der Betriebsrat als Gremium auf Rechte verzichtet und weil es dann Betriebsräte gäbe, die zwar ein Mandat haben, manche Aufgaben aber nicht mehr wahrnehmen können. Gerade bei der personellen Mitbestimmung (Einstellungen, Versetzungen, Ein- und Umgruppierungen, Kündigungen) sollte der gesamte Betriebsrat beteiligt werden. Ein Ausschuss für Überstunden ist in vielen Fällen eine gute Lösung, da ansonsten in großen Betrieben nahezu täglich Betriebsratssitzungen stattfinden müssten, insbesondere im Klinikbereich. Fazit: Der Betriebsrat sollte sich überlegen, ob er Aufgaben abgeben will oder ob ein Ausschuss nur vorbereitend tätig wird und die endgültige Entscheidung im Gremium getroffen wird.


Anmerkung des Autors:


Es muss festgestellt werden, dass es in der Praxis sehr viele Betriebsausschüsse gibt, die vor sich „hindümpeln“ und der Leitung des Betriebsrats ihre Aufgaben überlassen. Dann hängt sehr viel von der Person des Betriebsratsvorsitzenden ab, wie aktiv und streitbar ein Betriebsrat ist.





02 – AUSSCHUSS ARBEIT




Betriebsverfassungsgesetz


§ 28 Übertragung von Aufgaben auf Ausschüsse


(1) Der Betriebsrat kann in Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern Ausschüsse bilden und ihnen bestimmte Aufgaben übertragen. Für die Wahl und Abberufung der Ausschussmitglieder gilt § 27 Abs. 1 Satz 3 bis 5 entsprechend. Ist ein Betriebsausschuss gebildet, kann der Betriebsrat den Ausschüssen Aufgaben zur selbständigen Erledigung übertragen; § 27 Abs. 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.


(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Übertragung von Aufgaben zur selbständigen Entscheidung auf Mitglieder des Betriebsrats in Ausschüssen, deren Mitglieder vom Betriebsrat und vom Arbeitgeber benannt werden.





Die Arbeit mit Ausschüssen


Immer mehr Betriebsräte verlagern Teile Ihrer Arbeit auf Ausschüsse. Dies ist problemlos möglich, wenn im Betrieb regelmäßig mehr als 100 Arbeitnehmer*innen beschäftigt sind.


Das Übertragen von Aufgaben an Ausschüsse ist aber für kleinere Betriebsräte (bis 7 Mitglieder) nur bedingt empfehlenswert, da Teile des „Kerngeschäfts“ an den einzelnen Betriebsratsmitgliedern vorbeigehen kann. Wer will schon – als aktiver Betriebsrat – auf seine Informations- oder Mitbestimmungsrechte verzichten? Gerade bei der personellen Mitbestimmung (Einstellungen, Versetzungen, Kündigungen, Ein- und Umgruppierungen) sollte jedes einzelne Betriebsratsmitglied


Wert darauflegen direkt an den Entscheidungen beteiligt zu werden, also mitzubestimmen.


Wird die Mitbestimmung oder andere Aufgaben auf einen Ausschuss verlagert, so kann dieser Ausschuss in der Regel Entscheidungen treffen, die dann bestenfalls im Betriebsrat noch vorgestellt werden. Echte Mitbestimmung ist das dann nicht mehr, zumindest für die Betriebsräte, die dem entsprechenden Ausschuss nicht angehören.


Allerdings ist die Bildung von Ausschüssen in großen Betriebsräten oft nicht zu umgehen, da so viele Entscheidungen zu treffen sind, dass nahezu täglich eine Betriebsratssitzung durchgeführt werden müsste. In Großbetrieben werden nahezu täglich von der Personalleitung Anträge auf Einstellungen, Versetzungen oder Kündigungen gestellt.


Da der Betriebsrat bei seiner Mitbestimmung feste Fristen zu wahren hat, werden dann Aufgaben auf Ausschüsse, zum Beispiel auf einen Personalausschuss verlagert.


Allerdings gibt es auch (Pflicht-)Ausschüsse, die der Betriebsrat ab einer gewissen Größenordnung einberufen muss, nämlich den Betriebs- und den Wirtschaftsausschuss. Verzichtet der Betriebsrat auf die Einberufung dieser Ausschüsse, so ist dies ein grober Verstoß gegen sein Pflichten. Das kann ernsthafte Probleme für den gesamten Betriebsrat und dessen Existenz mit sich bringen.


Besteht ein Betriebsrat aus neun oder mehr Mitgliedern, so muss ein Betriebsausschuss (§ 27 BetrVG) gewählt werden. In diesem Betriebsausschuss sind immer der Betriebsratsvorsitzende und dessen Stellvertreter mit Sitz und Stimme vertreten.


Der Betriebsausschuss soll den Betriebsratsvorsitzenden bei seinem Tagesgeschäft unterstützen. Die Aufgaben dieses Betriebsausschusses sind unter anderem die Ausarbeitung von Betriebsvereinbarungen, die Sitzungsvorbereitung (Anträge formulieren) und Hilfestellungen für den Vorsitzenden bei den laufenden Geschäften des Betriebsrats.


Sind im Betrieb mehr als 100 Arbeitnehmer*innen beschäftigt, kann der Betriebsrat weitere Ausschüsse bilden und diesen Ausschüssen konkrete Aufgaben übertragen. So kann er einen Personalausschuss bilden, der sich mit personellen Maßnahmen befasst, zum Bespiel mit




	Einstellungen


	Eingruppierungen


	Umgruppierungen


	Versetzungen


	Kündigungen





Achtung!


Die Mitbestimmung bei personellen Maßnahmen gehört zum „Kerngeschäft“ eines Betriebsrats. Jedes Gremium sollte sich gut überlegen, ob diese wichtigen Aufgaben an einen Ausschuss vergeben werden sollen, was zur Folge hätte, dass die Betriebsratsmitglieder, die nicht in diesem Ausschuss sitzen, über alle Einstellungen, Versetzungen und/oder Kündigungen bestenfalls noch informiert werden.


Darüber hinaus können Ausschüsse mit „Spezialaufgaben“ gegründet werden, wie zum Beispiel zu folgenden Themen (Aufzählung nicht vollständig):




	Kantine: Kantinenausschuss


	Arbeitszeit: Überstunden- und Arbeitszeitausschuss


	Lohnproblematik: Entgeltausschuss


	Fort- und Weiterbildungen: Fort- und Weiterbildungsausschuss


	Ausschuss zur Vorbereitung der nächsten Betriebsversammlung





Die Aufgabe dieser Ausschüsse ist es, sich um ihre fachspezifischen Themen zu kümmern und in das Gremium einzubringen. Sie sind erste Ansprechpartner für ihr Fachgebiet und beantragen beim Betriebsratsvorsitzenden, hierzu Tagesordnungspunkte für die nächste Betriebsratssitzung aufzunehmen.


Ausschüsse können unbefristet arbeiten oder für eine bestimmte Aufgabe befristet berufen werden.


Einen „Zwangssitz“ für den Betriebsratsvorsitzenden gibt es nicht. Es ist aber vernünftig, dass der Vorsitzende ein Teilnahmerecht an den einzelnen Ausschüssen bekommt.


Faire Betriebsräte benennen auch ein JAV-Mitglied und die Vertretung der Schwerbehinderten in wichtige Ausschüsse.


Die „großen“ und sehr wichtigen Ausschüsse, wie der Personalausschuss oder der Betriebsausschuss, bleiben für die gesamte Amtszeit bestehen. Allerdings können die handelnden Personen vom Betriebsrat jederzeit ausgewechselt werden.


Es gibt auch die Möglichkeit, befristete Ausschüsse ins Leben zu rufen, so zum Beispiel, wenn es um die Vorbereitung einer Betriebsversammlung geht.


Die Amtszeit dieses „Ausschusses Betriebsversammlung“ endet dann nach der entsprechenden Veranstaltung.


Was dürfen die Ausschüsse?


Das Betriebsverfassungsgesetz gibt dem Betriebsrat viel Entscheidungsspielraum, welche Ausschüsse gebildet werden und wie diese arbeiten.


Grundsätzlich wird unterschieden zwischen „Ausschüssen die vorbereitend arbeiten“ und „Ausschüssen mit Entscheidungsbefugnis.


Ausschüsse die vorbereitend arbeiten


Die unumgängliche Voraussetzung für einen solchen Ausschuss ist, dass im Betrieb (in der Regel) mehr als 100 Arbeitnehmer*innen beschäftigt sind. Nach jeder Betriebsratswahl müssen die gewünschten Ausschüsse neu gebildet werden.


Vorbereitende Ausschüsse erledigen autonom eine bestimmte Aufgabe und berichten dann dem Betriebsrat im Rahmen einer Betriebsratssitzung. Der gesamte Betriebsrat trifft dann per Entschluss die nötigen Entscheidungen.


Beispiel gefällig?


Es wird ein befristeter „Ausschuss Betriebsversammlung“ ins Leben gerufen. Dies geschieht in einer Betriebsratssitzung und es ist nur eine „einfache Mehrheit“ nötig. Dieser Ausschuss trifft sich dann (während der Arbeitszeit) und organisiert die nächste Betriebsversammlung:




	Datum und Uhrzeit der Versammlung


	Ort der Versammlung


	Welche Gäste (Gewerkschaft, Referenten, Sachverständige etc.) werden eingeladen?


	Tagesordnung der Betriebsversammlung


	Welcher Betriebsrat übernimmt welche Aufgabe?


	usw. usw.





Hat der Ausschuss Ergebnisse gefunden, trägt er seinen Vorschlag im Rahmen einer Betriebsratssitzung dem gesamten Betriebsrat vor. Dieser entscheidet dann über die einzelnen Punkte.


Damit endet die Arbeit dieses Ausschusses.


Ausschüsse mit Entscheidungsbefugnis


Die unumgängliche Voraussetzung für einen solchen Ausschuss ist, dass der Betriebsrat mindestens 9 Mitglieder hat, das heißt dass in der Regel 200 oder mehr Mitarbeiter*innen im Betrieb beschäftigt sind. Werden einem Ausschuss Aufgaben zur selbstständigen Erledigung zugewiesen, so bedarf dies der Mehrheit der Stimmen des gesamten Betriebsrats (d.h. die einfache Mehrheit = Mehrheit der Betriebsräte, die an der Abstimmung teilnehmen genügt hier nicht). So kann z.B. ein Ausschuss „Einstellungen“ gebildet werden, der vom Betriebsrat bevollmächtigt wird, Bei jeder Einstellung eigenständig zu entscheiden, ob der Einstellung zugestimmt oder ob die Zustimmung verweigert wird. Diese autonome Entscheidung des Ausschusses kann im Betriebsrat nicht mehr verändert werden. D.h. der Betriebsrat gibt seine Mitbestimmungsrechte einer kleineren Gruppe, dem Ausschuss.


Denkbar ist dies auch bei Versetzungen, Kündigungen, Versetzungen, Ein- und Umgruppierungen, Arbeitszeitfragen und vieles mehr.


Entscheidungen des Betriebsrats zur Ausschussarbeit:


Wenn der Betriebsrat einen Ausschuss in Leben beruft, so muss er folgende Dinge entscheiden:




	Größe des Ausschusses


	Wird ein Ausschuss-Vorsitzender bestimmt oder soll der Ausschuss selbst entscheiden


	Sitz für den Betriebsratsvorsitzenden


	Sitz für den stellv. Betriebsratsvorsitzenden


	Sitz für die Vertretung der Behinderten


	Sitz für die Jugend- und Ausbildungsvertretung


	Arbeitet der Ausschuss befristet oder unbefristet


	Arbeitet der Ausschuss entscheidungsbefugt


	Arbeitet der Ausschuss nur vorbereitend


	Arbeitet der Ausschuss befristet oder unbefristet





Ein cleverer Betriebsrat regelt die Ausschussarbeit in seiner Geschäftsordnung.


Mustergeschäftsordnung:


Das Muster einer modernen Geschäftsordnung ist in der Anlage dieses Handbuches abgedruckt.





03 – EINLADUNG ZUR BETRIEBSRATSSITZUNG




Betriebsverfassungsgesetz


§ 29 Einberufung der Sitzungen


(1) Vor Ablauf einer Woche nach dem Wahltag hat der Wahlvorstand die Mitglieder des Betriebsrats zu der nach § 26 Abs. 1 vorgeschriebenen Wahl einzuberufen. Der Vorsitzende des Wahlvorstands leitet die Sitzung, bis der Betriebsrat aus seiner Mitte einen Wahlleiter bestellt hat.


(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende des Betriebsrats ein. Er setzt die Tagesordnung fest und leitet die Verhandlung. Der Vorsitzende hat die Mitglieder des Betriebsrats zu den Sitzungen rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Dies gilt auch für die Schwerbehindertenvertretung sowie für die Jugend- und Auszubildendenvertreter, soweit sie ein Recht auf Teilnahme an der Betriebsratssitzung haben. Kann ein Mitglied des Betriebsrats oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung an der Sitzung nicht teilnehmen, so soll es dies unter Angabe der Gründe unverzüglich dem Vorsitzenden mitteilen. Der Vorsitzende hat für ein verhindertes Betriebsratsmitglied oder für einen verhinderten Jugend- und Auszubildendenvertreter das Ersatzmitglied zu laden.


(3) Der Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und den Gegenstand, dessen Beratung beantragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies ein Viertel der Mitglieder des Betriebsrats oder der Arbeitgeber beantragt.


(4) Der Arbeitgeber nimmt an den Sitzungen, die auf sein Verlangen anberaumt sind, und an den Sitzungen, zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, teil. Er kann einen Vertreter der Vereinigung der Arbeitgeber, der er angehört, hinzuziehen.





Die erste Sitzung


Die erste Sitzung eine Betriebsrats, auf der das Gremium seine Führungsleute wählt, nennt man „konstituierende Sitzung“. Diese Sitzung muss innerhalb einer Woche nach dem (letzten) Wahltag stattfinden. Der Tag der Wahl zählt nicht mit, wenn also an einem Montag gewählt wurde, muss die konstituierende Sitzung spätestens am folgenden Dienstag stattfinden. Die Einladung zur Sitzung kommt vom Wahlvorstand, der durch seinen Vorsitzenden vertreten wird. Der Wahlvorstand lädt alle neu gewählten Betriebsräte unter Vorlage einer Tagesordnung ein. Erklärte ein gewähltes Betriebsratsmitglied, dass er die Wahl nicht annimmt, so rückt das erste Ersatzmitglied als ordentliches Mitglied auf Dauer nach. Ist ein gewähltes Betriebsratsmitglied bei der konstituierenden Sitzung verhindert (Urlaub, Krankheit etc.) so wird das erste Ersatzmitglied geladen, das dann, allerdings vorübergehend, als ordentliche Betriebsratsmitglied gilt. Zusätzlich muss der Wahlvorstand den Vorsitzenden der Jugendvertretung und den Vertreter der Schwerbehinderten zur Sitzung einladen (falls es diese Gremien gibt).


Inhalte für die Einladung durch den Wahlvorstand:




	Sitzungsort, Datum und Uhrzeit


	Punkt 1) Wahl eines Wahlleiters





Die Sitzung wird dann durch den Wahlvorstand, bzw. dessen Vorsitzenden eröffnet. Dieser ruft dann zur Wahl eines Wahlleiters oder einer Wahlleiterin auf.


Dieses Amt kann jedes Betriebsratsmitglied wahrnehmen. Wahlberechtigt sind alle Betriebsratsmitglieder. Strenge Vorschriften gibt es nicht. Es wird der Betriebsrat „Wahlleiter“, der die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Eine geheime Wahl ist nicht vorgesehen. Nach der Wahl ist der Job des Wahlvorstandes erledigt. Der Wahlvorstand muss die Sitzung verlassen, es sei denn, er ist selbst in den Betriebsrat gewählt worden.


Die „Normale“ Betriebsratssitzungen


Zu allen weiteren Betriebsratssitzungen lädt der Betriebsratsvorsitzende ein. Ist der Vorsitzende verhindert (Urlaub, Seminar, Krankheit) geschieht dies durch seinen Stellvertreter. Ein Viertel der Betriebsratsmitglieder oder der Arbeitgeber können ebenfalls verlangen, dass zu einer Sitzung eingeladen wird. Der Betriebsratsvorsitzende bestimmt den Ort und den Termin der Sitzung.


Tipp!


Viele Betriebsräte beschließen einen festen Sitzungstag. Dies hat den Vorteil, dass die Sitzung bei der Erstellung von Dienstplänen oder Arbeitsplänen berücksichtigt werden kann. Dadurch wird auch gewährleistet, dass der Betriebsrat seine Fristen einhalten kann.


Zwingend ist auch, dass mit der Einladung die Tagesordnungspunkte bekannt gemacht werden. Dies ist für eine ordentliche Beschlussfassung unumgänglich. Jedes Betriebsratsmitglied muss sich auf eine Sitzung vorbereiten können. Dazu muss bekannt sein, welche Themen abgehandelt werden sollen.


Wer muss eingeladen werden?


In erster Linie die ordentlichen Betriebsratsmitglieder. Ist ein Betriebsratsmitglied wegen Krankheit oder Urlaub oder Seminarbesuch verhindert, muss ein Ersatzmitglied zur Sitzung geladen werden. Eine Einladung mit Tagesordnung muss weiterhin ergehen:




	An die Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV)


	An die Schwerbehindertenvertretung


	An die Gewerkschaft (nach Beschluss im Betriebsrat)





Von der JAV nimmt der Vorsitzende oder ein von der JAV bestimmtes Mitglied teil. Geht es in einem Tagesordnungspunkt überwiegend um Probleme der Auszubildenden und/oder Jugendlichen, hat die gesamte JAV ein Teilnahmerecht.


Der Arbeitgeber kann vom Betriebsrat zu Sitzungen eingeladen werden. Er hat dann das Recht, an dem gewissen Tagesordnungspunkt oder für einen gewissen Zeitraum an der Sitzung teilzunehmen. Abstimmung des Betriebsrats finden während der Teilnahme des Arbeitgebers nicht statt.


Der Arbeitgeber hat kein Stimmrecht auf der Sitzung.


Wird der Arbeitgeber nicht zu einer Sitzung eingeladen, muss ihm der Betriebsratsvorsitzende jeweils den Ort und den Termin der Sitzung mitteilen. Nur zu dessen Information und ohne Tagesordnung.





04 – DIE BETRIEBSRATSSITZUNG




Betriebsverfassungsgesetz


§ 30 Betriebsratssitzungen


(1) Die Sitzungen des Betriebsrats finden in der Regel während der Arbeitszeit statt. Der Betriebsrat hat bei der Ansetzung von Betriebsratssitzungen auf die betrieblichen Notwendigkeiten Rücksicht zu nehmen. Der Arbeitgeber ist vom Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verständigen. Die Sitzungen des Betriebsrats sind nicht öffentlich. Sie finden als Präsenzsitzung statt.


(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 5 kann die Teilnahme an einer Betriebsratssitzung mittels Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn


1.die Voraussetzungen für eine solche Teilnahme in der Geschäftsordnung unter Sicherung des Vorrangs der Präsenzsitzung festgelegt sind, 2. nicht mindestens ein Viertel der Mitglieder des Betriebsrats binnen einer von dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist diesem gegenüber widerspricht und 3.sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können.


Eine Aufzeichnung der Sitzung ist unzulässig.


(3) Erfolgt die Betriebsratssitzung mit der zusätzlichen Möglichkeit der Teilnahme mittels Video- und Telefonkonferenz, gilt auch eine Teilnahme vor Ort als erforderlich.





Betriebsratssitzungen sind vom Vorsitzenden so zu legen, dass sie während der regulären Arbeitszeit stattfinden.


Eine Betriebsratssitzung:


Von der Einladung bis zum Protokoll


Betriebsräte müssen jede Menge Vorschriften bedenken und einhalten, vor allem wenn es um Beschlüsse geht. Sie laufen sonst Gefahr, dass ihre Entscheidungen anfechtbar und unwirksam werden. Die Arbeitsgerichte überprüfen bei allen Rechtsstreitigkeiten, in denen Beschlüsse des Betriebsrats eine Rolle spielen, grundsätzlich und von Amts wegen, ob die gesetzlichen Vorschriften bei der Einladung zur Betriebsratssitzung, bei der Beschlussfassung und beim Protokoll eingehalten worden sind.


Die Einladung und die Tagesordnung




Betriebsverfassungsgesetz


§ 29 Einberufung der Sitzungen


(1) ...


(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende des Betriebsrats ein. Er setzt die Tagesordnung fest und leitet die Verhandlung. Der Vorsitzende hat die Mitglieder des Betriebsrats zu den Sitzungen rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Dies gilt auch für die Schwerbehindertenvertretung sowie für die Jugend- und Auszubildendenvertreter, soweit sie ein Recht auf Teilnahme an der Betriebsratssitzung haben. Kann ein Mitglied des Betriebsrats oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung an der Sitzung nicht teilnehmen, so soll es dies unter Angabe der Gründe unverzüglich dem Vorsitzenden mitteilen. Der Vorsitzende hat für ein verhindertes Betriebsratsmitglied oder für einen verhinderten Jugend- und Auszubildendenvertreter das Ersatzmitglied zu laden.


(3) Der Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und den Gegenstand, dessen Beratung beantragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies ein Viertel der Mitglieder des Betriebsrats oder der Arbeitgeber beantragt.





Betriebsratssitzungen finden während der Arbeitszeit statt. Die meisten Betriebsräte tagen wöchentlich, weil es vom Gesetz her Wochenfristen (oder kürzere) gibt, die beachtet werden müssen. Warum? Versäumt der Betriebsrat eine solche Frist, gilt seine Zustimmung als gegeben.


Teilzeitbeschäftigte haben einen Anspruch auf Freizeitausgleich, wenn die Betriebsratssitzungen außerhalb ihrer persönlichen Arbeitszeit liegen. Die so erworbenen Zeitguthaben sollen innerhalb eines Monats nach ihrer Entstehung in Freizeit abgefeiert werden. Ist dies aus betrieblichen Gründen nicht möglich, entsteht ein Anspruch auf Überstundenvergütung, also mit Zuschlag.


Der Betriebsratsvorsitzende entscheidet mit dem Betriebsausschuss, ob eine Betriebsratssitzung als Präsenzsitzung oder als Telefon- oder Videokonferenz stattfindet. Hier wurde das Gesetz im Jahr 2021 wie folgt geändert:


Neu seit 2021!


An einer Betriebsratssitzung mittels Video- oder Telefonkonferenz können Betriebsratsmitglieder unter folgenden Voraussetzungen teilnehmen:




	Die Möglichkeit einer Video- oder Telefonkonferenz muss in der Geschäftsordnung des Betriebsrats festgeschrieben sein. D.h. der Betriebsrat muss


	einen solchen Beschluss gefasst haben. Voraussetzung für einen solchen Beschluss ist, dass die Sicherung des Vorrangs der Präsenzsitzung festgelegt ist und


	nicht mindestens ein Viertel der Mitglieder des Betriebsrats binnen einer von dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist diesem gegenüber widerspricht und


	sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können.





Es ist möglich, dass ein Teil des Betriebsrats eine Präsenzsitzung durchführt, und einzelne Betriebsratsmitglieder über eine Telefon- oder Videokonferenz teilnehmen, also „zugeschaltet“ werden.


Eine elektronische Aufzeichnung einer Betriebsratssitzung ist unzulässig.


Für die Einladung zu den Betriebsratssitzungen ist der Betriebsratsvorsitzende verantwortlich. Neben den ordentlichen Betriebsratsmitgliedern erhalten folgende Personen und Gremien ebenfalls (zwingend) eine Einladung:




	Bei Verhinderung (Krankheit, Urlaub – NICHT Arbeitsüberlastung) von Betriebsratsmitgliedern das jeweilige Ersatzmitglied


	die Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV)


	
die Vertretung der Schwerbehinderten (SBV)


	die Gewerkschaft, falls das Gremium in der vergangenen Sitzung beschlossen hat, einen Vertreter „ihrer“ Gewerkschaft einzuladen





Das sollte man zum Thema Gewerkschaft wissen:


Eine Gewerkschaft kann nur dann eingeladen werden, wenn es sich um „eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft“ handelt. Das bedeutet, die Gewerkschaft muss mindestens ein Mitglied im Betrieb haben. Das reicht aus.


Achtung!


Der Arbeitgeber wird lediglich über den Termin der Sitzung informiert. Er erhält keine Tagesordnung der Sitzung. Es reicht aus, wenn der Betriebsrat (nach Beschluss im Gremium) dem Arbeitgeber mitteilt, dass der Betriebsrat jede Woche am Mittwoch um 9:00 Uhr seine ordentlichen Sitzungen hat. Eine außerordentliche Sitzung (z.B. wegen einer fristlosen Kündigung) muss dann extra gemeldet werden. Genehmigungspflichtig (durch den Arbeitgeber) ist eine solche Sitzung nie! Die alleinige Entscheidung (auch bei einem Reiseverbot etc. bei einer Pandemie) ob eine Präsenzsitzung stattfindet oder nicht, liegt beim Betriebsrat.


Die Einladung zur Betriebsratssitzung muss so rechtzeitig erfolgen, dass die Betriebsratsmitglieder ihre Verhinderung melden können und durch den Vorsitzenden Ersatzmitglieder eingeladen werden können.


Die Vorbereitung für die Sitzung


Außerdem muss jedes Betriebsrats-Mitglied ausreichend „Zeit haben“, um sich auf die Sitzung vorbereiten zu können. Es gehört zu den Aufgaben jedes Betriebsratsmitglieds, sich vor der Sitzung auf die einzelnen Tagesordnungspunkte vorzubereiten.


Dazu gehört das Lesen von Tarifverträgen oder Gesetzen, oder ein Gespräch bzw. Telefonat mit der Gewerkschaft. Auch ein Gespräch mit einem Arbeitskollegen oder einer Gruppe von Arbeitnehmern kann zur Sitzungsvorbereitung gehören. Jedes einzelne Betriebsratsmitglied entscheidet autonom an welchen Tagen und um welche Uhrzeit er/sie als Betriebsrat aktiv wird. Wie gesagt: Er muss sich bei seinem Vorgesetzten lediglich an- und abmelden, und zwar ohne Nennung seiner geplanten Aktivität.


Mit der Einladung zur Sitzung muss zwingend eine Tagesordnung an die Betriebsratsmitglieder verteilt werden, auf der mindestens die Tagesordnungspunkte stehen, über die Beschlüsse gefasst werden sollen. Geschieht dies nicht und werden in der Sitzung Beschlüsse gefasst, die nicht auf der Tagesordnung standen, so sind diese Beschlüsse unwirksam. Das ist gefährlich: Fasst der Betriebsrat zum Beispiel einen Beschluss, dass ein Betriebsratsmitglied ein Betriebsräteseminar besuchen soll, und ist dieser Beschluss mangels Tagesordnungspunkt unwirksam, muss der Arbeitgeber die Kosten für das Seminar nicht tragen.


Eine typische Einladung zu einer Betriebsratssitzung sieht so aus:


Beispiel: Einladung zu einer Betriebsratssitzung


An die


Betriebsratsmitglieder der Firma NN sowie die


Jugend- und Auszubildendenvertretung im Haus sowie


die Vertretung der Schwerbehinderten im Haus


Ort, Datum


Liebe Kolleginnen und Kollegen,


ich lade hiermit zu einer ordentlichen Betriebsratssitzung ein. Die Sitzung findet statt


am Montag, den xx.xx.2022, Beginn: 13:00 Uhr,


im Betriebsratsbüro


Da es auch um die Einstellungen von Azubis geht, hat die gesamte Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV) ein Teilnahmerecht und ein Stimmrecht.


Zum Tagesordnungspunkt 3 habe ich unseren Geschäftsführer eingeladen.


Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen:


TOP 1: Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit


TOP 2: Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom xx.xx.2022


TOP 3: Geplante Umbaumaßnahmen im Bürogebäude


TOP 4: Personelle Angelegenheiten, Beschlussfassung über mehrere beantragte Einstellungen, Beschlussfassung über beabsichtigte Umgruppierungen


TOP 5: Beschlussfassung über die Teilnahme des Kollegen NN an einer Betriebsräteschulung – Grundlagenseminar – gem. § 37 Abs. 6 BetrVG


TOP 6: Beschlussfassung über den Termin der nächsten Betriebsversammlung


TOP 7: Festlegung des nächsten Sitzungstermins


TOP 8: Verschiedenes


Im Falle eurer Verhinderung bitte ich um eine kurzfristige Nachricht, so dass das entsprechende Ersatzmitglied eingeladen werden kann. Gemäß unserem Beschluss habe ich zur Sitzung einen Vertreter unserer Gewerkschaft eingeladen. Die vorliegenden Unterlagen über die beabsichtigten Einstellungen und Umgruppierung liegen im Betriebsratsbüro zur Einsicht vor.


Mit freundlichen Grüßen


NN


Betriebsratsvorsitzende*r


(Erklärung – TOP = Tagesordnungspunkt)


So läuft eine Sitzung ab


Die Leitung der Sitzung liegt beim Betriebsratsvorsitzenden. Betriebsratssitzungen sind keine zwanglosen Stammtische. Für den Ablauf einer Sitzung gibt es klare Regeln, die der Betriebsrat einhalten muss. Der Vorsitzende muss z.B. die Liste der Wortmeldungen abarbeiten. Für Anträge und Beschlüsse gelten strenge gesetzliche Vorgaben.


Doch im Einzelnen:


Wer darf an der Sitzung teilnehmen?


Selbstverständlich nehmen alle ordentlichen Betriebsratsmitglieder teil. Wenn sie verhindert sind, springen die entsprechenden Ersatzmitglieder ein. Zusätzlich ist der Vorsitzende der Jugend- und Ausbildungsvertretung (JAV) anwesend. Wenn es um Themen der Jugendlichen und Auszubildenden geht, nimmt die gesamte Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV) teil.


Außerdem hat die Vertretung der Schwerbehinderten (SBV) ein Teilnahmerecht. Aus diesem Grund müssen JAV und Schwerbehindertenvertretung zu jeder Betriebsratssitzung mit Tagesordnung eingeladen werden.


Geht es in einem Tagesordnungspunkt überwiegend um die Belange von Jugendlichen oder Auszubildenden, haben alle Mitglieder der JAV ein Stimmrecht. Die Schwerbehindertenvertretung darf mitdiskutieren, hat aber kein Stimmrecht, auch wenn es um Belange von Schwerbehinderten geht. Gewerkschaftsvertreter dürfen an einer Betriebsratssitzung teilnehmen, wenn der Betriebsrat dies mehrheitlich beschlossen hat. Sie haben in diesem Fall eine beratende Stimme. Auch der Arbeitgeber darf teilnehmen, wenn er eingeladen ist. Er darf dann bei bestimmten Themen anwesend sein, nicht jedoch während der ganzen Sitzung. Bei Abstimmungen darf der Arbeitgeber, im Gegensatz zum Gewerkschaftsvertreter, nicht dabei sein.


„Hausherr“ in der Betriebsratssitzung ist immer der Betriebsratsvorsitzende und bei dessen Verhinderung der stellvertretende Betriebsratsvorsitzende. Er leitet die Sitzung, verteilt die Wortmeldungen und führt Abstimmungen durch. Er darf auch das Wort entziehen. Er oder sie sind der Chef der Sitzung, die er auch beendet.


Welche Themen dürfen besprochen werden?


„Besprochen werden“, also diskutieren kann der Betriebsrat über alles. Aber: Grundsätzlich kann der Betriebsrat nur über Themen abstimmen, die auf der Tagesordnung in der Einladung gestanden haben. Oft kommt es jedoch vor, dass sich kurzfristig ein Problem ergibt, über das ein Beschluss gefasst werden soll, das aber nicht auf der Tagesordnung stand.


Tipp:


Soll ein Thema kurzfristig auf die Tagesordnung gesetzt werden, so ist dies möglich, wenn alle anwesenden Betriebsräte dies einstimmig beschlossen haben. Eine Enthaltung gilt hier als Gegenstimme, also wäre eine Ergänzung der Tagesordnung nicht möglich.


Nach einer solchen Abstimmung ist das Ergebnis im Protokoll aufzunehmen. Damit ist der Beschluss zu diesem Thema rechtlich einwandfrei.


Ziel und Ergebnis jeder Sitzung: der Beschluss




Betriebsverfassungsgesetz


§ 33 Beschlüsse des Betriebsrats


(1) Die Beschlüsse des Betriebsrats werden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.


(2) Der Betriebsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Betriebsratsmitglieder an der Beschlussfassung teilnimmt; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig.


(3) Nimmt die Jugend- und Auszubildendenvertretung an der Beschlussfassung teil, so werden die Stimmen der Jugend- und Auszubildendenvertreter bei der Feststellung der Stimmenmehrheit mitgezählt.





Die Meinungsbildung im Betriebsrat vollzieht sich nach der entsprechenden Diskussion demokratisch durch das Feststellen von Mehrheiten. Das ist der Job der/des Vorsitzenden. Einfacher gesagt: Es wird abgestimmt. Der Betriebsratsvorsitzende stellt einen Antrag und die Betriebsratsmitglieder signalisieren ihre Zustimmung, Ablehnung oder Enthaltung durch ihr Handzeichen, neudeutsch: Durch Akklamation. Ein übliches Verfahren bei Abstimmungen durch den Betriebsratsvorsitzenden ist:


„Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um sein Handzeichen. Danke. Wer ist dagegen? Danke. Gibt es Enthaltungen? Danke. Damit ist der Antrag mit großer Mehrheit angenommen (oder abgelehnt)“.


Vor der Abstimmung muss der Betriebsratsvorsitzende grundsätzlich überprüfen, ob der Betriebsrat überhaupt beschlussfähig ist. Ein Betriebsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Betriebsratsmitglieder während der Beschlussfassung in der Sitzung anwesend sind. Also: Beim neunköpfigen Betriebsrat müssen mindestens fünf Betriebsräte während der Abstimmung anwesend sein.


Alle Mitglieder der Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV) dürfen mitstimmen, wenn der Beschluss auch die Belange von Jugendlichen oder Auszubildenden betrifft. Der Vorsitzende der JAV hat immer Sitz und Stimme in den Betriebsratssitzungen.


Versagt der Betriebsratsvorsitzende den Vertretern der JAV und/oder Schwerbehindertenvertretung zu einem Tagesordnungspunkt, in dem es um ihre Belange geht, das Stimm- bzw. Rederecht oder werden die Vertreter nicht beteiligt, ist der so gefasste Beschluss unwirksam. Das bedeutet, dass in so einem Fall der Widerspruch eines Betriebsrats gegen eine Versetzung oder Kündigung unwirksam wäre. Das hat unangenehme Folgen. Also – vorsichtig sein!


In der Regel reicht bei Abstimmungen die einfache Mehrheit aus. Das ist die Mehrheit der Betriebsräte, die an der Abstimmung teilgenommen haben. Es gibt jedoch ein paar Ausnahmen, bei denen der Gesetzgeber eine „qualifizierte Mehrheit“ verlangt, zum Beispiel bei der Abwahl des Betriebsratsvorsitzenden. In diesem Fall muss die Mehrheit der absoluten Zahl der Betriebsräte erreicht werden. Konkretes Beispiel: Bei einem 9-köpfigen Betriebsrat müssen 5 Betriebsräte mit „Ja“ stimmen, auch wenn an der Sitzung nur 5 Betriebsräte teilnehmen.


Wie werden die abgegebenen Stimmen bewertet?


Ja Stimmen zählen.


Enthaltungen sind Gegenstimmen.


Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.


Das Protokoll der Sitzung


Nach jeder Betriebsratssitzung muss ein Protokoll (auch Niederschrift genannt) erstellt werden.




Betriebsverfassungsgesetz


§ 34 Sitzungsniederschrift


(1) Über jede Verhandlung des Betriebsrats ist eine Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den Wortlaut der Beschlüsse und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst sind, enthält. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen. Der Niederschrift ist eine Anwesenheitsliste beizufügen, in die sich jeder Teilnehmer eigenhändig einzutragen hat.


(2) Hat der Arbeitgeber oder ein Beauftragter einer Gewerkschaft an der Sitzung teilgenommen, so ist ihm der entsprechende Teil der Niederschrift abschriftlich auszuhändigen. Einwendungen gegen die Niederschrift sind unverzüglich schriftlich zu erheben; sie sind der Niederschrift beizufügen.


(3) Die Mitglieder des Betriebsrats haben das Recht, die Unterlagen des Betriebsrats und seiner Ausschüsse jederzeit einzusehen.





Ein solches Protokoll ist eine Urkunde. Es dient dazu, dass sich die Betriebsratsmitglieder nach seiner Lektüre sicher sein können, dass die gefassten Beschlüsse richtig dargestellt sind.


In arbeitsgerichtlichen Verfahren zwischen dem Arbeitgeber und dem Betriebsrat werden diese Protokolle regelmäßig vom Richter angefordert, um bei umstrittenen Beschlüssen zu überprüfen, ob vom Betriebsrat die Formalien eingehalten worden sind.


Tipp!


Protokolle sind eine gute Grundlage für den Betriebsratsvorsitzenden, um sich auf den Tätigkeitsbericht im Rahmen einer Betriebsversammlung vorzubereiten.


Im Protokoll müssen mindestens stehen:




	Ort, Datum und Uhrzeit der Sitzung


	die Feststellung der Beschlussfähigkeit des Betriebsrats


	die Tagesordnungspunkte, die in der Sitzung behandelt wurden


	die Anträge und Abstimmungsergebnisse im Wortlaut


	der Termin der nächsten Sitzung


	die Anwesenheitsliste (die von jedem Betriebsrat persönlich unterzeichnet werden muss).





Das Protokoll muss nach seiner Erstellung vom Betriebsratsvorsitzenden und einem weiteren Betriebsratsmitglied unterschrieben werden. Dies kann auch der Protokollführer sein.


Eine Kopie dieses Protokolls erhalten die Sitzungsteilnehmer.


(Anmerkung des Autors: Es gibt viele Betriebsräte, die ihren Ersatzmitglieder – die nicht an der Sitzung teilgenommen haben – ein Protokoll zukommen lassen, so dass diese immer „auf dem laufenden“ sind. Das ist zwar nicht legitim – aber vernünftig.


Ein arbeitsgerichtliches Verbot in dieser Angelegenheit ist dem Autor nicht bekannt).


Der Arbeitgeber und der Gewerkschaftsvertreter erhalten nur einen Auszug des Protokolls, nämlich zu demjenigen Thema, bei dem sie anwesend waren.


Die Richtigkeit des Protokolls soll in der folgenden Sitzung vom Betriebsratsgremium beschlossen werden.


Beispiel: Protokoll einer Betriebsratssitzung


Protokoll der Betriebsratssitzung vom xx.xx. 2022 – 13:00 - 16:30 Uhr


Ort: Betriebsratsbüro


Anwesende: It. beiliegender Anwesenheitsliste


Tagesordnungspunkte:


TOP 1: Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit sowie Genehmigung des Protokolls der letzten Betriebsratssitzung


TOP 2: Personelle Mitbestimmung, Einstellung von Herrn Winter in die Schlosserei zum xx.xx. 2022, Versetzung von Frau Schmidt von Abteilung A in Abteilung B zum xx.xx. 2022, Umgruppierung von Herrn Sondermann von der Entgeltgruppe 3 in die Entgeltgruppe 4 mit Wirkung zum xx.xx. 2022


TOP 3: Teilnahme von Betriebsräten an Schulungen


TOP 4: Bericht des Gewerkschaftssekretärs über die tarifpolitische Situation im Haus


TOP 5: Festlegung des nächsten Sitzungstermins


TOP 6: Verschiedenes


Zu TOP 1)


Der Betriebsratsvorsitzende begrüßt die anwesenden Betriebsräte und den Vertreter der Gewerkschaft. Er stellt fest, dass von 15 geladenen Betriebsräten 14 ordentliche Mitglieder und 1 Ersatzmitglied erschienen sind. Weiter ist der Vorsitzende der JAV und der Vertreter der Schwerbehinderten anwesend. Der Betriebsrat ist somit gem. § 33 Abs. 2 BetrVG beschlussfähig.


Der Betriebsrat beschließt einstimmig das Protokoll der Betriebsratssitzung vom xx.xx.2022


Zu TOP 2)


Der Betriebsrat beschließt einstimmig die Zustimmung zur unbefristeten Einstellung von Herrn NN in die Schlosserei mit Wirkung zum xx.xx.2022. Gleichzeitig stimmt der Betriebsrat der Eingruppierung von Herrn NN in die Entgeltgruppe 3 zum selben Termin zu.


Der Betriebsrat stimmt nach Diskussionen mehrheitlich der Versetzung von Frau NN von der Abteilung A in die Abteilung B mit Wirkung zum xx.xx.2022 zu. Gleichzeitig beauftragt der Betriebsrat den Vorsitzenden, beim Geschäftsführer nachzufragen, ob diese Versetzung befristet oder unbefristet sein soll. Der Betriebsrat stimmt einstimmig der Umgruppierung von Herrn NN von Entgeltgruppe 3 in Entgeltgruppe 4 mit Wirkung vom xx.xx.2022 zu.


Zu TOP 3)


Der Betriebsrat beschließt mehrheitlich die Fortbildung für folgende Kolleginnen und Kollegen, jeweils auf der Basis des § 37 Abs. 6 BetrVG. Die Kosten für diese Grundseminare hat der Arbeitgeber gem. § 40 BetrVG zu tragen:


Kollege NN besucht eine 3-tägige Grundschulung vom xx.xx. – xx.xx.2022 in Kempten bei der „AG_Betriebsrat und Recht“.


Kollegin NN besucht ein Wochenseminar „Arbeitsrecht 2“ vom xx.xx. – xx.xx.2022 in Leipzig – Veranstalter: Bildungswerk NN


Zu TOP 4)


Der Kollege NN von der Gewerkschaft erklärt die Tarifsituation, insbesondere die Forderung im Bereich des Manteltarifvertrages für die kommende Tarifrunde.


Zu TOP 5)


Die nächste Betriebsratssitzung wird für den xx.xx.2022 um xx Uhr beschlossen


Zu TOP 6)


Kollege NN regt an, zur nächsten Betriebsratssitzung einen Vorsitzenden Richter des örtlichen Arbeitsgerichts als Referenten einzuladen. Das Thema soll sein: „Ausgliederung von Betriebsteilen und Möglichkeiten des Betriebsrats“. Der Betriebsratsvorsitzende soll unter den Richtern einen entsprechenden Referenten finden.


Ort, Datum


Unterschriften Betriebsratsvorsitzender, Protokollführer Anlage: Anwesenheitsliste


Die Ersatzmitglieder




Betriebsverfassungsgesetz


§ 25 Ersatzmitglieder


(1) Scheidet ein Mitglied des Betriebsrats aus, so rückt ein Ersatzmitglied nach. Dies gilt entsprechend für die Stellvertretung eines zeitweilig verhinderten Mitglieds des Betriebsrats.


(2) Die Ersatzmitglieder werden unter Berücksichtigung des § 15 Abs. 2 der Reihe nach aus den nichtgewählten Arbeitnehmern derjenigen Vorschlagslisten entnommen, denen die zu ersetzenden Mitglieder angehören. Ist eine Vorschlagsliste erschöpft, so ist das Ersatzmitglied derjenigen Vorschlagsliste zu entnehmen, auf die nach den Grundsätzen der Verhältniswahl der nächste Sitz entfallen würde. Ist das ausgeschiedene oder verhinderte Mitglied nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt, so bestimmt sich die Reihenfolge der Ersatzmitglieder unter Berücksichtigung des §15 Abs. 2 nach der Höhe der erreichten Stimmenzahlen.





Die Ersatzmitglieder des Betriebsrats sind praktisch Mitglieder in der „Warteschleife“. Sie müssen in eine Sitzung geladen werden, wenn ein ordentliches Mitglied ausfällt, zum Beispiel wegen




	Krankheit


	Urlaub


	Seminarteilnahme


	Mutterschutz oder Elternzeit





Das Gleiche gilt, wenn ein Betriebsratsmitglied von einem Beschluss persönlich betroffen ist, das heißt, wenn zum Beispiel ein ordentliches Betriebsratsmitglied versetzt oder umgruppiert werden soll. In diesem Fall kann es an der entsprechenden Sitzung nicht selbst teilnehmen. Wenn das Betriebsratsmitglied an einer Sitzung teilnehmen will, auf dem „er“ auf der Tagesordnung steht (z.B. Umgruppierung, Versetzung) so muss es unbedingt während dieses Tagesordnungspunktes die Sitzung verlassen.


Nimmt ein Ersatzmitglied an einer Sitzung teil, gilt es in und ab dieser Sitzung als „normales Betriebsratsmitglied“ mit allen Rechten und Pflichten. Ab diesem Tag wirkt der Kündigungsschutz für ein Jahr.


Achtung!


Der Betriebsratsvorsitzende muss bei der Auswahl an vorhandenen Ersatzmitgliedern eine strikte Reihenfolge einhalten. Er muss hier nach der Liste, aus der das verhinderte Mitglied gewählt worden ist (nur bei Listenwahl), nach der Anzahl der erhaltenen Stimmen und nach dem Geschlecht vorgehen.


Weicht der Vorsitzende von der gesetzlich vorgeschriebenen Reihenfolge ab, macht das alle gefassten Beschlüsse anfechtbar.


Ersatzmitglieder, die regelmäßig an Sitzungen teilnehmen (etwa an jeder zweiten oder dritten Betriebsratssitzung), erwerben sich einen Anspruch auf Fortbildung, das heißt, sie dürfen Betriebsräteschulungen besuchen, ohne dafür Urlaub einzubringen.


Es ist fast eine Verpflichtung für jedes Betriebsratsmitglied, mindestens eine Grundlagenschulung „Einführung in das Betriebsverfassungsgesetz“ zu besuchen. Diese Schulungen werden von den verschiedensten Trägern, nicht zuletzt von Gewerkschaften, angeboten und dauern zwischen drei und fünf Tage. Aber keine Sorge: Den wohlverdienten Urlaub brauchen Sie hier nicht zu opfern. Betriebsräte haben einen Anspruch auf bezahlte Freistellung für solche Seminare. Eine Genehmigung durch den Arbeitgeber gibt es nicht. Allein der Betriebsrat entscheidet, wer wohin auf Schulung geht. Der Arbeitgeber wird über den Beschluss und die anfallenden Kosten informiert. Der Arbeitgeber hat kein Mitsprache- oder Vetorecht.


Tipp!


Seminare für einen erstmals gewählten Betriebsrat sollten als „Klausur“ durchgeführt werden, also als „Indoor-Schulung“ speziell für den eigenen Betriebsrat. Informationen gibt es bei www.betriebsratundrecht.de





05 – BETRIEBSRATSARBEIT


Ersatzmitglieder haben ab jedem Sitzungstag einen Sonderkündigungsschutz für die Dauer von einem Jahr. Mit diesem wird das Ersatzmitglied vor betriebsbedingten Kündigungen oder Änderungskündigungen geschützt. Wenn ein Ersatzmitglied jeweils spätestens nach einem Jahr erneut an einer Betriebsratssitzung teilnimmt, fällt es für die gesamte Amtszeit unter diesen Sonderkündigungsschutz.




Betriebsverfassungsgesetz


§ 37 Ehrenamtliche Tätigkeit, Arbeitsversäumnis


(1) Die Mitglieder des Betriebsrats führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.


(2) Mitglieder des Betriebsrats sind von ihrer beruflichen Tätigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgelts zu befreien, wenn und soweit es nach Umfang und Art des Betriebs zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist.


(3) Zum Ausgleich für Betriebsratstätigkeit, die aus betriebsbedingten Gründen außerhalb der Arbeitszeit durchzuführen ist, hat das Betriebsratsmitglied Anspruch auf entsprechende Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts. Betriebsbedingte Gründe liegen auch vor, wenn die Betriebsratstätigkeit wegen der unterschiedlichen Arbeitszeiten der Betriebsratsmitglieder nicht innerhalb der persönlichen Arbeitszeit erfolgen kann. Die Arbeitsbefreiung ist vor Ablauf eines Monats zu gewähren; ist dies aus betriebsbedingten Gründen nicht möglich, so ist die aufgewendete Zeit wie Mehrarbeit zu vergüten.


(4) Das Arbeitsentgelt von Mitgliedern des Betriebsrats darf einschließlich eines Zeitraums von einem Jahr nach Beendigung der Amtszeit nicht geringer bemessen werden als das Arbeitsentgelt vergleichbarer Arbeitnehmer mit betriebsüblicher beruflicher Entwicklung. Dies gilt auch für allgemeine Zuwendungen des Arbeitgebers.


(5) Soweit nicht zwingende betriebliche Notwendigkeiten entgegenstehen, dürfen Mitglieder des Betriebsrats einschließlich eines Zeitraums von einem Jahr nach Beendigung der Amtszeit nur mit Tätigkeiten beschäftigt werden, die den Tätigkeiten der in Absatz 4 genannten Arbeitnehmer gleichwertig sind.


(6) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit des Betriebsrats erforderlich sind. Betriebsbedingte Gründe im Sinne des Absatzes 3 liegen auch vor, wenn wegen Besonderheiten der betrieblichen Arbeitszeitgestaltung die Schulung des Betriebsratsmitglieds außerhalb seiner Arbeitszeit erfolgt; in diesem Fall ist der Umfang des Ausgleichsanspruchs unter Einbeziehung der Arbeitsbefreiung nach Absatz 2 pro Schulungstag begrenzt auf die Arbeitszeit eines vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers. Der Betriebsrat hat bei der Festlegung der zeitlichen Lage der Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen die betrieblichen Notwendigkeiten zu berücksichtigen. Er hat dem Arbeitgeber die Teilnahme und die zeitliche Lage der Schulungs- und Bildungsveranstaltungen rechtzeitig bekannt zu geben. Hält der Arbeitgeber die betrieblichen Notwendigkeiten für nicht ausreichend berücksichtigt, so kann er die Einigungsstelle anrufen. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.


(7) Unbeschadet der Vorschrift des Absatzes 6 hat jedes Mitglied des Betriebsrats während seiner regelmäßigen Amtszeit Anspruch auf bezahlte Freistellung für insgesamt drei Wochen zur Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, die von der zuständigen obersten Arbeitsbehörde des Landes nach Beratung mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und der Arbeitgeberverbände als geeignet anerkannt sind. Der Anspruch nach Satz 1 erhöht sich für Arbeitnehmer, die erstmals das Amt eines Betriebsratsmitglieds übernehmen und auch nicht zuvor Jugend- und Auszubildendenvertreter waren, auf vier Wochen. Absatz 6 Satz 2 bis 6 findet Anwendung.





Betriebsräte üben ihr Amt grundsätzlich ehrenamtlich aus. Das ist sehr wichtig, wenn Haftungsfragen oder Schadenersatzforderungen im Raum stehen. Darum gibt der Staat den Betriebsratsmitgliedern einen besonderen Schutz, zum Beispiel den Kündigungsschutz. Voraussetzungen für ein solches Ehrenamt ist, dass es keinerlei Vergütung oder Zahlungen gibt (natürlich ohne dem vorher bezogenen Durchschnittsentgelt).
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